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Kapitel 1 

K ap i te l  1 :  Die Flutkatastrophe im Ahrtal und ihre Bewältigung 

Am 14.07.2021 und in den frühen Morgenstunden des 15.07.2021 fiel in einem 
Gebiet von Dortmund über Köln, Euskirchen, Gerolstein, Bitburg bis nach 
Trier ergiebiger Dauerregen, der lokal immer wieder durch Regenschauer ver-
stärkt wurde.1 In diesem Zeitraum betrug die Niederschlagsmenge weitflächig 
mehr als 100 l/m², in der Eifel sogar 150 l/m² in 24 Stunden. Weil die Wasser-
stände der sich in diesem Gebiet befindenden Flüsse, insbesondere Ahr und 
Erft, bereits hoch und die angrenzenden Böden gesättigt waren, mithin kein 
weiteres Regenwasser mehr aufnehmen konnten, lief der immer stärker wer-
dende Regen nur oberflächig ab und das Wasser sammelte sich in den engen 
Flusstälern. Kurz nach Mitternacht am 15.07.2021 lagen die Wasserstände bei 
knapp zehn Metern (Ahr-Pegel Altenahr), 5,9 Metern (Kyll-Pegel Kordel) so-
wie sieben Metern (Prüm-Pegel Prümzurlay) und damit jeweils erheblich über 
dem bis zu diesem Zeitpunkt jemals registrierten Pegelhöchststand.2 

Die Wassermassen führten zu hohen Fließgeschwindigkeiten der betroffe-
nen Flüsse – mit mehreren Metern pro Sekunde ein Vielfaches schneller als 
gewöhnlich.3 Vom Wasser mitgerissen wurden unter anderem Bäume, Fahr-
zeuge, Häuser und wesentliche Teile der Energieversorgungs-, Telekommuni-
kations- und Verkehrsinfrastruktur vor Ort. Das Schwemmgut wiederum ver-
ursachte sog. Verklausungen, also Abflusshindernisse an Brücken, an denen 
sich das Wasser – wenn auch überwiegend nur kurz – staute.4 Denn unter dem 
zusätzlichen Druck, den das Schwemmgut auf die teilweise jahrhundertealten 
Brücken ausübte, brachen auch viele dieser Brücken zusammen, was wiederum 
den Wasserstand unterhalb der brechenden Brücken noch um weitere zwei bis 
drei Meter erhöhte.5 

180 Menschen kamen infolge der starken Regenfälle in Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz ums Leben, mehr als 160.000 Menschen hatten zwi-
schenzeitlich keinen Zugang zu Trinkwasser oder Elektrizität und allein der 

 
1 Vgl. zur Schilderung des Unwettergeschehens die Analyse des DWD, Hydro-klimato-

logische Einordnung der Stark- und Dauerniederschläge in Teilen Deutschlands vom 12. bis 
19. Juli 2021, S. 4 f. 

2 Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz, Bericht – Hochwasser im Juli 2021, 2022, S. 9. 
3 ZEIT Online, Fachmann sieht hohe Fließgeschwindigkeiten auf Flutnacht-Foto v. 

07.10.2022. 
4 FAZ, Déjà-vu der Katastrophe v. 05.08.2021. 
5 Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz, Bericht – Hochwasser im Juli 2021, 2022, S. 9. 
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gesamte bezifferte Sachschaden belief sich auf über acht Milliarden Euro.6 Im 
Land Rheinland-Pfalz verloren mindestens 17.000 Menschen ihr Hab und Gut 
oder waren von erheblichen Schäden betroffen, daneben wurden ca. 9.000 Ge-
bäude entlang der betroffenen Flüsse stark beschädigt oder zerstört.7 

Um den Wiederaufbau der zerstörten Infrastruktur im besonders betroffenen 
Ahrtal zu beschleunigen, beschloss der Deutsche Bundestag, das Sonderver-
mögen „Aufbauhilfe 2021“ einzurichten und die Insolvenzantragspflicht we-
gen Starkregenfällen und Hochwassern im Juli 2021 vorübergehend auszuset-
zen (Aufbauhilfegesetz 2021 – AufbhG 2021).8 Insgesamt dreißig Milliarden 
Euro stellte der Bund an Hilfen zur Verfügung, wobei sich die Länder gem. § 4 
Abs. 2 AufbhG 2021 an der Finanzierung beteiligen sollten. Ausweislich der 
Entwurfsbegründung wurden bei der Finanzhilfe die Nachhaltigkeitsaspekte 
des Wiederaufbaus einer belastbaren Infrastruktur, der Wiederherstellung von 
Arbeits- und Produktionsmöglichkeiten sowie der Verhinderung von Armut 
berücksichtigt.9 

Nur etwa fünfeinhalb Jahre vor der Flutkatastrophe hatten sich fast 200 Staa-
ten am 12.12.2015 auf den Abschluss des Paris Agreement (PA) auf der inter-
nationalen Klimakonferenz in Paris geeinigt.10 Wesentlicher Inhalt der völker-
rechtlichen Vereinbarung ist das Ziel, den Anstieg der globalen Durchschnitts-
temperatur im Vergleich zum vorindustriellen Zeitalter auf deutlich unter 2°C 
und bestenfalls nur auf 1,5°C zu begrenzen, um die mit dem anthropogenen 
Klimawandel verbundenen Risiken und Folgen einzudämmen, vgl. Art. 2 
Abs. 1 lit. a PA. Um das 1,5°C- bzw. jedenfalls das 2°C-Ziel einzuhalten, ver-
abredeten die Vertragsstaaten, dass der weltweite Ausstoß an Treibhausgasen 
schnellstmöglich seinen Höchststand erreichen und ab dann unverzüglich be-
grenzt werden solle. Für die zweite Hälfte des 21. Jahrhunderts findet sich in 
Art. 4 Abs. 1 PA daher die Maßgabe, global einen Ausgleich zwischen den auf 
die Menschheit zurückführbaren Emissionen und der Entfernung von Treib-
hausgasen aus der Atmosphäre durch Senken herzustellen. Die Einhaltung des 
globalen Treibhausgasminderungsziels auf bestenfalls 1,5°C Erderwärmung 
zum vorindustriellen Zeitalter ist nur möglich, wenn die beteiligten Vertrags-
parteien auf nationalstaatlicher Ebene die eigenen Emissionen schnellstmög-
lich mindern. Art. 4 Abs. 2 PA sieht deshalb vor, dass jeder der unterzeichnen-
den Staaten nationale Minderungsziele festlegen, kommunizieren und beibe-
halten soll, die er zu erreichen beabsichtigt. Der Deutsche Bundestag nahm am 

 
6 GDV, Zwei Jahre Ahrtalflut: Schadenregulierung vom Wiederaufbau-Tempo abhängig 

v. 10.07.2023. 
7 Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz, Bericht – Hochwasser im Juli 2021, 2022, 

S. 10. 
8 Deutscher Bundestag, Drs. 19/32039 v. 20.08.2021. 
9 Deutscher Bundestag, Drs. 19/32039 v. 20.08.2021, S. 21. 
10 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Die Klimakon-

ferenz in Paris. 
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22.09.2016 den entsprechenden Gesetzesentwurf zur Ratifizierung des 
Klimaabkommens einstimmig an.11 Um die nationalen Minderungsziele zu 
konkretisieren, beschloss der Bundesgesetzgeber das Bundes-Klimaschutzge-
setz (KSG), das am 18.12.2019 in Kraft getreten ist.12 

Die Flutkatastrophe im Ahrtal konnten die genannten Klimaschutzgesetzge-
bungsakte nicht verhindern. Ob gerade die beschriebenen Ereignisse oder je-
denfalls ihr Ausmaß eine direkte Folge des anthropogenen Klimawandels sind, 
wird in den Fachwissenschaften zwar kontrovers diskutiert.13 Gewiss ist aber, 
dass es auch in Zukunft ähnliche Starkregenereignisse (nicht nur im Ahrtal) 
geben wird – ungewiss ist nur, wann. Fachwissenschaftlich gilt es als erwiesen, 
dass der anthropogene Klimawandel die Wahrscheinlichkeit von Extremwette-
rereignissen generell erhöht.14 Deutschland war nach der Flutkatastrophe Mitte 
Juli 2021 bis zur Einreichung dieser Dissertation noch drei weitere Male von 
Hochwassern betroffen: ab Heiligabend 2023 bis Anfang 2024 in erster Linie 
der Nordwesten an Elbe, Weser und Ems, Mitte Mai 2024 das Saarland und 
Teile von Rheinland-Pfalz sowie mit insgesamt sechs Todesopfern und zahl-
reichen Vermissten Bayern und Teile Baden-Württembergs im Juni 2024. Ne-
ben mehrere Tage oder Wochen andauernden Hitzewellen und damit verbun-
denen Dürreperioden15 treten auch Stürme und sintflutartige Regenfälle16 häu-
figer und in ihrer Intensität stärker als ohne den anthropogenen Klimawandel 
auf. 

Im Ahrtal jedenfalls bestimmte die obere Wasserbehörde des Landes Rhein-
land-Pfalz nach der Flutkatastrophe die Überschwemmungsgebiete entlang der 
Ahr gem. § 76 Abs. 2 WHG neu. Eine wesentliche Änderung mit Blick auf die 
(Wohn-)Bebauung im betroffenen Gebiet ergab sich dadurch jedoch nicht: Le-
diglich 34 der beschädigten oder zerstörten Häuser, also weniger als ein Pro-
zent der von der Flut betroffenen 9.000 Gebäude allein in Rheinland-Pfalz, 
dürfen nicht mehr am selben Ort wieder errichtet werden.17 Dabei hatte eine 
Forschungsgruppe, die das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
zum Zwecke der wissenschaftlichen Begleitung des Wiederaufbaus der von der 

 
11 Deutscher Bundestag, Einstimmiges Ja zum Pariser Klimaabkommen. 
12 BGBl. Teil I, S. 2513. 
13 Dafür Tradowsky/Philip/Kreienkamp u.a., Climatic Change 176 (2023), 90; kritischer 

unter Verweis auf sintflutartige Regenfälle im selben Gebiet in den Jahren 1804 und 1910 
Roggenkamp/Herget, Hydrologie und Wasserbewirtschaftung 66 (2022), S. 40 ff. 

14 Vgl. etwa IPCC, Summary for Policymakers, Climate Change 2021: The Physical Sci-
ence Basis, 2021, A.3; vgl. Croci-Maspoli/Essl, in: Essl/Rabitsch (Hrsg.), Biodiversität und 
Klimawandel, 2013, S. 4 (7, 15); Rahmstorf/Schellnhuber, Der Klimawandel, 9. Aufl. 2019, 
S. 68 ff. 

15 Vgl. IPCC, Summary for Policymakers, Climate Change 2021: The Physical Science 
Basis, 2021, A.3.1. 

16 IPCC, Summary for Policymakers, Climate Change 2021: The Physical Science Basis, 
2021, A.3.2. 

17 SWR Aktuell, Die meisten Häuser im Ahrtal dürfen wieder aufgebaut werden v. 
01.10.2021. 
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Flutkatastrophe betroffenen Gebiete eingesetzt hatte, in ihren Empfehlungen 
gerade angemerkt, dass vergleichbare Schäden wie die im Juli 2021 eingetre-
tenen nur zu verhindern seien, falls den betroffenen Flüssen in Zukunft mehr 
Raum gewährt werde.18 Für die Bauleitplanung und Flächennutzungsplanung 
setze hochwasser- und klimaresilientes Bauen voraus, dass der Aspekt des Kli-
maschutzes und die möglichen Folgen von Extremwetterereignissen auf allen 
Ebenen der Planung mitgedacht würden.19 

Im Zuge der Wiederaufbaumaßnahmen wurden in den betroffenen Ortschaf-
ten jedoch teilweise sogar unmittelbar an die Ahr angrenzende Flächen zusätz-
lich versiegelt. Neu angelegte Kunstrasenplätze, Parkplätze und Schottergärten 
dürften bei einem erneuten Starkregenereignis ähnlichen Ausmaßes den Ab-
fluss des Wassers mindestens erschweren.20 Zudem prognostizieren die neu er-
stellten Überschwemmungskarten schon heute, dass bereits geringfügige Über-
flutungen wieder große Teile der Gemeinden unter Wasser setzen könnten. 
Problematisch erscheint dies insbesondere mit Blick auf Einrichtungen, in de-
nen sich vulnerable Gruppen aufhalten (Krankenhäuser, Alten- und Pflege-
heime sowie Kindertagesstätten). Bei einer erneuten akuten Gefährdung steht 
zu befürchten, dass sich ihre Evakuierung schwierig gestalten könnte. 

Die Ereignisse im Ahrtal stehen beispielhaft für ein Problem, das der Grund 
für die hier vorgelegte Abhandlung ist: (Naturwissenschaftliches) Wissen dar-
über, wie sich menschliches Verhalten auf den Zustand natürlicher Ressourcen 
auswirkt, wird – obwohl es in immer größerem Umfang verfügbar ist – im Pro-
zess der Rechtsetzung allenfalls in Form von Gesetzesfolgenabschätzungen be-
rücksichtigt, selten aber zum entscheidenden Kriterium mit Blick auf die kon-
krete Ausgestaltung des beschlossenen Gesetzes gemacht. Auf Rechtsanwen-
dungsebene spielen die „ökologischen“21 Realfolgen des Rechts allenfalls im 
Umweltrecht eine Rolle, soweit die entsprechende Regelung gerade vorgibt, 
dass ihr Vollzug den Schutz bestimmter Umweltgüter bewirken soll. Lassen 
Gerichte und Behörden naturwissenschaftliche Erkenntnisse in den juristischen 
Entscheidungsprozess einfließen, behelfen sie sich gegenwärtig mit Alltags-
theorien, denen wissenschaftliche Fundierung fehlt. Das macht die getroffene 
Entscheidung angreifbar.22 Ist diese geübte Praxis in Anbetracht des immer 
konkreter werdenden Wissens über die Entwicklungen des anthropogenen Kli-

 
18 Deutscher Bundestag, Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen, 

Drs. 20(24)038 v. 05.07.2022, S. 2 f. 
19 Deutscher Bundestag, Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen, 

Drs. 20(24)038 v. 05.07.2022, S. 5. 
20 Kritisch Deutschlandfunk, Kommentar zum Ahrtal: Ein Wiederaufbau ohne Konzept 

v. 15.07.2023. 
21 Zum Begriff sogleich bei S. 10. 
22 Vgl. zu Alltagstheorien bei der Rechtsanwendung v. Aaken, „Rational Choice“ in der 

Rechtswissenschaft, 2003, S. 43, 203; Deckert, Folgenorientierung in der Rechtsanwendung, 
1995, S. 5, 28 m.w.N. in Fn. 54. 
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mawandels, über den drastisch zunehmenden Artenverlust in Flora und Fauna23 
sowie über den weltweit steigenden und in Europa auf hohem Niveau verhar-
renden Verbrauch an Rohstoffen und Energie24 noch zeitgemäß, unter Umstän-
den gar rechtswidrig? 

Dieser Frage widmet sich diese Abhandlung. Dabei ist – vor dem Hinter-
grund des weitgefassten Titels der Dissertation – darauf hinzuweisen, dass die 
nachfolgende Untersuchung zwar grundlegende Erwägungen zum Verhältnis 
zwischen Naturwissenschaften und Rechtswissenschaft anstellt. Für die primär 
behandelte normative ökologische Analyse des Rechts25 beschränken sich die 
Ausführungen der entsprechenden Paragrafen aber auf Fragen des deutschen 
Verfassungsrechts. Den Anspruch des wohl bekanntesten Vertreters der öko-
nomischen Analyse des Rechts, Richard A. Posner, die angestellten Überle-
gungen gälten jederzeit und allerorts,26 hat diese Dissertation nicht. 

 
23 Konkrete Zahlen finden sich etwa bei IPBES, Summary for policymakers of the global 

assessment report on biodiversity and ecosystem services, 2019, A5. 
24 Vgl. zum Pro-Kopf-Rohstoffverbrauch in Deutschland SRU, Für eine entschlossene 

Umweltpolitik in Deutschland und Europa, 2020, S. 116 Rn. 128 m.w.N. 
25 Siehe zum Begriff bei S. 48. 
26 Posner, J. Legal Stud. 8 (1979), S. 103 (133): „answer [...] given all the time in our 

(and every other) society“. Siehe zu dem von Posner gewählten Beispiel auch Hartmann, 
Öffentliches Haftungsrecht, 2013, S. 22. 
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K ap i te l  2 :  Normativ defizitärer Schutz natürlicher Ressourcen 
Kapitel 2: Normativ defizitärer Schutz natürlicher Ressourcen 
Schon die Sachverständigenkommission „Staatszielbestimmungen/Gesetzge-
bungsaufträge“ hielt in ihrem im Jahr 1983 erschienenen Abschlussbericht fest: 

[D]as Allgemeininteresse am Umweltschutz in der Gesetzgebung, der Verwaltung, aber auch 
in der Rechtsprechung [gerät] allzu leicht in Gefahr, gegenüber anderen, kurzfristigeren oder 
stärker sichtbaren Allgemein- oder Privatinteressen zurückgesetzt zu werden. […] Dement-
sprechend weist das geltende Umweltrecht nicht unerhebliche Mängel auf. Schutzlücken be-
stehen bei Umweltbelastungen im engeren Sinne […], im Bereich der natürlichen Ressour-
cen hinsichtlich der Erhaltung der Artenvielfalt, des Bodenschutzes, des Landverbrauchs 
sowie der Erhaltung des Wasserschatzes. Generelle inhaltliche Mängel liegen darin, daß 
staatliche Schutzmaßnahmen sich weitgehend auf die Bekämpfung von Symptomen be-
schränken, sich jedoch struktureller Eingriffe enthalten.1 

Dieser Befund ist bereits über vierzig Jahre alt und dennoch, wie die Wirklich-
keit zeigt, aktueller denn je. Der anthropogene Klimawandel schreitet nahezu 
ungebremst voran, das anthropogene Artensterben hat Ausmaße erreicht, die 
nach gegenwärtigem Stand der naturwissenschaftlichen Forschung beispiellos 
sind, und der Umgang der Menschheit mit natürlichen Ressourcen hat zur 
Folge, dass der Erdüberlastungstag in der langjährigen Betrachtung immer frü-
her erreicht wird (dazu ausführlich sogleich). Dass eine Trendumkehr erforder-
lich ist, um nicht nur die natürlichen Ökosysteme und Kreisläufe intakt zu hal-
ten, sondern auch das Überleben der Menschheit langfristig zu sichern, steht in 
den Naturwissenschaften bereits seit Jahrzehnten außer Frage. Schon seit dem 
Ende der 1960er-, spätestens seit dem Beginn der 1970er-Jahre ist wissen-
schaftlich belegbar, dass die Art und der Umfang der menschlichen Umwelt-
nutzung die Grenzen der Fähigkeit der Erde übersteigen, ihre Rohstoffe zu re-
generieren.2 Selbst die Politik ist sich der Lage seit Jahrzehnten bewusst: In der 
sechsten Wahlperiode des Deutschen Bundestags stellte die damalige Bundes-
regierung unter Bundeskanzler Willy Brandt ein Umweltprogramm vor, das 
– so das Vorwort des Bundeskanzlers – 

 
1 Der Bundesminister des Innern/Der Bundesminister der Justiz (Hrsg.), Staatszielbestim-

mungen/Gesetzgebungsaufträge, 1983, S. 91 f. Rz. 143, Hervorhebungen im Original. 
2 Fiebig-Bauer, Ressourcenschonung durch das KrW-/AbfG, 2005, S. 28; siehe zu den 

wissenschaftlichen Studien etwa De. Meadows/Do. Meadows/Zahn u.a., Die Grenzen des 
Wachstums, 1972, S. 36 ff., 73 f.; E. Hofmann, EurUP 2022, S. 280 (280 f.). 
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„jedem Bürger auch in Zukunft eine dem Menschen würdige Umwelt sichern [soll]. Auch 
für künftige Generationen müssen saubere Luft, reines Wasser und eine gesunde Landschaft 
bewahrt werden“3. 

Das Umweltprogramm sollte als Reaktion auf die Erkenntnis zu verstehen sein, 
dass „die Eingriffe des Menschen in den Naturhaushalt zu einer ernsten, welt-
weiten Gefahr für ihn selbst [werden]“.4 
Auch rechtlich ist die Wertung, dass 

„die Rechtsordnung, insbesondere die Verfassung (Art. 12, 14 GG), gegenläufigen, vor al-
lem wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen [starken Schutz] verleiht“5, 

noch immer zutreffend.6 Ziel dieser Arbeit ist es deshalb, zu untersuchen, ob 
naturwissenschaftliche Erkenntnisse über die Realfolgen juristischer Entschei-
dungen bei der Rechtsetzung und Rechtsanwendung stärker als bislang zur 
Geltung kommen könnten, schlagwortartig beschrieben mit dem Titel „Ökolo-
gische Analyse des Rechts“.7 Wie der bereits seit mehreren Jahrzehnten prak-
tizierte Ansatz der ökonomischen Analyse des Rechts bezweckt auch die öko-
logische Analyse des Rechts, den juristische Entscheidungsprozess an den 
durch das Recht bewirkten Realfolgen auszurichten, die der Gesetzgeber teil-
weise bezweckt, teilweise aber auch nicht erkennt und die weit über die Rechts-
folgen hinaus reichen (können).8 

Den Anfang der rechtlichen Ausführungen bilden zunächst Prolegomena zur 
ökologischen Analyse des Rechts (dazu bei Kapitel 3). Auf außerrechtswissen-
schaftliche Forschung kann sich der Ansatz nicht stützen: Während es im Be-
reich der ökonomischen Analyse des Rechts unzählige Studien der Wirtschafts-
wissenschaften (vor allem aus dem angloamerikanischen Raum) gibt, fehlt es 

 
3 Deutscher Bundestag, Drs. 06/2710 v. 14.10.1971, S. 2. 
4 Deutscher Bundestag, Drs. 06/2710 v. 14.10.1971, S. 7. Schon vor über fünfzig Jahren 

konnte festgestellt werden, „daß die natürlichen Lebensgrundlagen überfordert sind [und 
die] Selbstreinigungskraft von Boden, Wasser und Luft […] in vielen Fällen nicht mehr 
aus[reicht]“, siehe ebd. Deutlich positiver dagegen schon der Bericht der Bundesregierung 
v. 14.07.1976: „Viele der 1971 gesetzten Ziele sind erreicht“, siehe Deutscher Bundestag, 
Drs. 07/5684 v. 14.07.1976, Rn. 10, vgl. aber auch Rn. 11, 22. 

5 Der Bundesminister des Innern/Der Bundesminister der Justiz (Hrsg.), Staatszielbestim-
mungen/Gesetzgebungsaufträge, 1983, S. 91 Rz. 143. 

6 Siehe dazu etwa bei S. 150. 
7 Für das Zivilrecht Bach/Kieninger, JZ 2021, S. 1088 (1088); vgl. bereits Garver, Sus-

tainability 5 (2013), S. 316 (316): „the rule of ecological law must permeate all areas of 
law“; ihm zustimmend McLeod-Kilmurray, Vt. L. Rev. 43 (2019), S. 455 (459). Die Wen-
dung „Ökologische Analyse des Rechts“ findet sich außer bei Bach/Kieninger auch bei 
Klass, Ökologische Analyse des zivilen Schadensrechts, 2003, Henry, GRUR Int 2015, 
S. 1110 ff. und Gambino/Tassinari, European Energy and Environmental Law Review 32 
(2023), S. 218 ff., ohne dass jedoch eine vertiefte Auseinandersetzung mit den dogmatischen 
Grundlagen stattfindet. 

8 Vgl. zur ökonomischen Analyse des Rechts v. Aaken, „Rational Choice“ in der Rechts-
wissenschaft, 2003, S. 63. 
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bislang an Studien der Naturwissenschaften über den Gegenstand „geltendes 
Recht“. Der Grund dafür scheint auf der Hand zu liegen: Arbeiten die Natur-
wissenschaften deskriptiv-analytisch und versuchen, aus Beobachtungen und 
Experimenten Schlussfolgerungen abzuleiten (dazu bei Kapitel 3 D.), ist die 
Norm als Gegenstand rechtswissenschaftlicher Forschung ohne dafür eigens 
entwickelte Methoden kaum auf diese Weise untersuchbar. Anders sieht es mit 
den Folgen aus, die der Umgang des Menschen mit natürlichen Ressourcen für 
Natur und Menschen hat: Die dafür notwendigen naturwissenschaftlichen Me-
thoden, Modelle und Theorien sind bereits vorhanden. 

Gegenstände der rechtsdogmatischen Forschung sind die Gesetze und ihre 
Rechtsfolgen. Zu erörtern ist daher, ob naturwissenschaftliche Erkenntnisse 
über die Realfolgen des Rechts auch rechtsdogmatisch bedeutsam sein und in 
den juristischen Entscheidungsprozess einfließen können. Dafür ist der Begriff 
der Rechtsdogmatik zu bestimmen und zu untersuchen, ob die Rechtsdogmatik 
auch interdisziplinäre Bezüge aufweisen kann. Auszuloten sind die Möglich-
keit naturwissenschaftlich-rechtswissenschaftlicher Kooperation sowie deren 
Gelingensbedingungen (dazu bei Kapitel 3 C.). Aus dem notwendigen Rechts-
satzbezug der Rechtsdogmatik ergibt sich, dass nur solche Figuren und Rechts-
prinzipien rechtsdogmatisch anzuerkennen sind, für die im geltenden Recht 
hinreichende Anknüpfungspunkte bestehen und die sich dadurch in die beste-
hende Rechtsordnung nahtlos einfügen. Damit der ökologischen Analyse des 
Rechts diese Anerkennung zuteilwerden kann, muss sie (bzw. müssen die 
Ziele, die sie verfolgt) sich aus der Gesamtschau verfassungsrechtlicher Vor-
gaben herleiten lassen. Bezugspunkt der Untersuchungen ist damit die Frage, 
ob der Schutz natürlicher Ressourcen ein verfassungsrechtliches Rechtsprinzip 
ist (bei Kapitel 4). Eingehend geprüft wird zudem der KSG-Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts vom 24.03.2021, mit dem das Gericht die §§ 3 Abs. 1 
Satz 2, 4 Abs. 1 Satz 3 KSG i.V.m. Anlage 2 für verfassungswidrig befunden 
hat, weil die Vorschriften des Bundes-Klimaschutzgesetzes zukünftige Frei-
heitsausübung verfassungswidrig erheblich gefährdeten.9 Seine Relevanz für 
die ökologische Analyse des Rechts und seine dogmatische Kritik sind Gegen-
stand der Ausführungen in Kapitel 5. Kapitel 6 stellt zusammenfassend die 
verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine ökologische Analyse des 
Rechts dar. 

An die verfassungsrechtliche Untersuchung schließen sich Überlegungen 
zur konkreten Ausgestaltung einer an den Bundesgesetzgeber gerichteten 
rechtsetzungsbezogenen ökologischen Analyse des Rechts an. Für die an Ver-
waltung und Rechtsprechung gerichtete rechtssatzbezogene ökologische Ana-
lyse des Rechts wird dargestellt, wie eine Auslegung und Anwendung im 
Lichte präzisierter verfassungsrechtlicher Maßgaben dem Ressourcenschutz 
rechtspraktisch zur Durchsetzung verhelfen könnte (dazu bei Kapitel 7). An-

 
9 BVerfGE 157, 30 (Rn. 266 ff.). 
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hand zweier Praxisbeispiele in Kapitel 8 – eines rechtsetzungs- (A.) und eines 
rechtssatzbezogen (B.) – zeigt die Abhandlung, dass die angestellten Überle-
gungen im Einklang mit dem nationalen Recht umsetzbar sind. 

A. Globale Umweltgefährdungen des 21. Jahrhunderts und ihre 
Bedeutung für Deutschland 

A. Globale Umweltgefährdungen des 21. Jahrhunderts 
Die ökologische Analyse des Rechts erfordert naturwissenschaftliche Vorar-
beiten darüber, wie sich menschliches Verhalten auf den Zustand natürlicher 
Ressourcen auswirkt. Im Rahmen der hier vorgelegten Abhandlung werden 
„ökologisch“ und „naturwissenschaftlich“ bzw. „nachhaltigkeitswissenschaft-
lich“ synonym verstanden, obwohl zum einen die Ökologie im engeren Sinn 
nur ein Teilgebiet der Biologie ist10 und deshalb bei strenger Orientierung an 
der Begriffsbestimmung die sonstige naturwissenschaftliche Forschung ausge-
blendet werden müsste und zum anderen die Auswirkungen menschlichen Ver-
haltens auf den Zustand natürlicher Ressourcen im Forschungsbereich der in-
terdisziplinär ausgerichteten Nachhaltigkeitswissenschaft zu verorten sind11. 
Die hier getroffene Begriffswahl lässt sich mit dem allgemeinen Sprachge-
brauch begründen, nach dem „ökologisch“ auch eine Weltanschauung meint, 
die darauf abzielt, ein einträchtiges Verhältnis zwischen Menschen und der Na-
tur herzustellen12. „Ökologisch“ handelt der Mensch, soweit er mit den ihm 
verfügbaren natürlichen Ressourcen schonend und nachhaltig umgeht. Um her-
auszufinden, wie sich das Recht auf das Verhalten von Menschen und damit 
auf den Zustand der natürlichen Umwelt auswirkt, kommt es naturwissen-
schaftliche Erkenntnisse im weiteren Sinn, unabhängig von ihrem jeweiligen 
Teilbereich, an. 

Soll die Analyse also eine ökologische sein, muss zunächst dargestellt wer-
den, welche Art von naturwissenschaftlichen Forschungsergebnissen existie-
ren, die für die Untersuchung des Rechts herangezogen werden können.13 Weil 
die vorgelegte Abhandlung in ihrem Kern eine juristische und keine naturwis-
senschaftliche ist, kann allerdings der Stand der naturwissenschaftlichen For-
schung weder vollständig abgebildet noch (mit zwei Ausnahmen am Ende der 
Arbeit) der Versuch unternommen werden, selbst die Auswirkungen von 
Rechtsnormen auf das Verhalten von Menschen und die damit verbundenen 
Veränderungen der natürlichen Umweltgüter zu untersuchen. Dennoch er-
scheint es für das Verständnis des großen Ganzen der angestellten Überlegun-

 
10 Kirchhoff, Natur und Landschaft 95 (2020), S. 390 (390 f.); Townsend/Begon/Harper, 

Ökologie, 2. Aufl. 2009, S. 5; vgl. auch Baur, Naturschutzbiologie, 2021, S. 13. 
11 Vgl. dazu Michelsen/Adomßent, in: Heinrichs/Michelsen (Hrsg.), Nachhaltigkeitswis-

senschaften, 2014, S. 3 (42 f.). 
12 Kirchhoff, Natur und Landschaft 95 (2020), S. 390 (391). 
13 Kirchhoff, Natur und Landschaft 95 (2020), S. 390 (391). 
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